
Bundessozialgericht

Azc: 3 BK 56/64 Im Namen des Volkes
...—___... .. .. ...- ___...—

Verkündet

am 239 Novn 1966

Urteil

in den1 Rechtsstreit

des Architekten

Klägers und Revisionsklägersp

V Prozeßbevollmächtigter;

@ e g e n

die Allgemeine Ortskrankenkasse Oldenburgf vertreten
durch den Geschäftsführer? Oldenburg, Gartenstrz lo5

Beklagte und Revisionsbeklagtef

Prozeßbevollmächtigterz

beigeladen:
i,

2, Landesversicherungsanstalt Oldenburg«Bremen„ Olden=
burg„ Huntestr° lot vertreten d—dvGeschäftsfuhrungn

Der 3, Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 23; November l966 hin durch

Senatspräsident Prof„ Dr, B O‘g s
« Vorsitzender „?

Bundesrichter Dro L a n k e i t undg

Bundesrichter 'Dro K r e b s

Bundessozialrichter E h_r h a r d t und

Bundessozialrichter Dr° L e a e r e r

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Niedersachsen vom 240 März 1964 wird

mit der Maßgabe zurückgewiesen? daß die beigeladene

Frau E F nur versicherungspflichtig ist in der

Krankenversicherung vom lo Juli 1956 bis 203 Juli l95”
und in der Rentenversicherung vom l„ Juli l956 bis

280 Februar 19570
2
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Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht

zu erstatten„

Die Beteiligten streiten darüber; ob die bei dem Kläger vom

60 März 1956 bis zum 295 Juli 1957 als Stundenhilfe im Haus—
halt beschäftigte beigeladene Frau F (P:) versicherunge-

pflichtig in der Krankenversicherung und in der Rentenver—

sicherung war; Sie arbeitete vom 60 März bis zum 30c Juni

1956 wöchentlich durchschnittlich etwa 12 Stunden; danach

wöchentlich 18 Arbeitsstundenf im Durchschnitt zweimal

in der Woche in den Vormittagsstundem; dabei erhielt sie

neben einem Barlohn von 1„—— m je Arbeitsstunde in der Regel

Frühstück und Mittagessen0 ?ährend des Urlaubs des Klägers

vom 13„ Juli bis zum log August 1956 und vom lf Juni bis zum
5„ Juli 1957 war Frau Fa jeweils nur insgesamt sechs Stunden

an einem Wochentag beschäftigt„ lm Juli 1956 nehm sie außer«

dem eine Arbeit als Stundenhilfe bei dem Bauunternehmer

auf‚ in dessen Haushalt sie zweimal wöchentlich

insgesamt acht Stunden für ein Entgelt von l„45 M je Stunde

und Gewährung von einem Frühstück je Arbeitstag arbeitete?

Die beklagte Krankenkasse hat mit Bescheid vom 53 Oktober

1957 festgestellt; daß die Beigeladene versicherungspflichtig
sei; der WiderspruCh des Klägers wurde am l6„ April 1958

zurückgewieseno Das Sozialgericht (SG) hat die Beschäftigung

der beigeladenen Frau FO nur in der Zeit vom 10 Juli 1956

bis zum 290 Juli 1957 mit Ausnahmeder Urlaubszeiten des Kläm
gers als versicherungspflichtig in der Krankenversicherung

und Arbeiterrentenversicherung angeseheno Das Landessozial-
gericht (LSG) ist zu dem Ergebnis gekommens die Beschäftigung

(« 5 _
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sei nur vom 6„ März bis zum 30° Juni 1956 in der Krankenver—

sicherung und vom 60 März bis zum 300 Juni 1956 und ab 1° März

bis zum 300 Juni 1957 in der Rentenversicherung versicherunge—

frei gewesen, im übrigen habe sie der Versicherungspflicht-

unterlegen„ Zur Begründung hat es ausgeführt, eine nebenher

ausgeübte Beschäftigung (@ 168 Abs‚ 2 der Reichsversieherungs—

ordnung —RVO— idF vom 17„ März 1945) liege immer schon dann

vor, wenn die Tätigkeit einen Arbeitnehmer zeitlich in einem

so geringen Maße in Ansgruch nehme, daß er daneben noch eine

andere unselbständige Beschäftigung verrichten könne° Das sei

regelmäßig der Fall, wenn die ausgeübte Beschäftigung nicht

mehr als etwa 20 Stunden wöchentlich betrage° In der Zeit

vom 6: März bis zum 300 Juni 1956 habe die Tätigkeit der

Beigeledeien nach ihrem eigenen Vorbringen und nach der Be—

hauptung des Klägers wöchentlich weniger als 20 Stunden be—

tragen; für diese Zeit sei daher die Annahme einer ve*siche—

b

l

sfreien Ne enbeschäftigung ohne weitere Préfung als er—

_i O C
—

4
5:

‚
I._

]

}.
Jfällt anzusehen„ Dies treife auch für die Zeit vom

C56 bis zum 29„ Juli 1957 zu; denn bei einer durchsci„itt—

lichen wöchentlichen Arbeitszeit von 10 Stunden bei tem Klä—

er und 8 Stunden bei dem Bauunternehmer in

der Woche ergebe sich eine Gesemtarbeitszeit von 8 Stunden

wöchentlich9 mithin weniger als 20 Stunden wöchentlich°

Für die Annahme einer Versicherungsfreiheit sei "edoch

noch weiter erforderlich, daß die beigeladene Frau FO

ein Arbeitsentgelt erhalten habe, das durchschnittlich

15‚—— DM in der Woche bzw° 65,—— DM im Monat nicht über—

stiegen habe° Dies sei für die Zeit vom 6„ März bis zum
50„ Juni 1956 der Fall gewesen, weil man einschließlich

des F‘ühstucks und des Mittagessens auf ein monatliches Ent—

gelt von rd° 50‚— DM kommeo

Während der Zeit vom 1„ Juli 1956 bis zum 29° Juli 1957 hät—

ten jedoch die Einkünfte der beigeladenen Frau F„ die Grenz

des @ 168 Abs„ 2 EVO a„Fo überschritten° Denn hier müsse dem
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von dem Kläger gewährten Entgelt noch das des Bauunternehmers

‚
\ hinzugerechnet werdens Zwar dürften nach 5 66

Abst‚2 Satz 3 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar“

beit$losenversicherung (AVAVG) die Arbeitszeiten und die

Entgelte mehrerer nebeneinander ausgeübter Beschäftigungen

bei Prüfung der Frage nicht zusammengerechnet werden„ ob es

sich um eine geringfügige Beschäftigung handele; hier hande—

le es sich um eine Sondervorschrift für die Arbeitslosenver«

sicherung$ die nicht für die Krankenversicherung gelte° Hier

müßten die Beschäftigungszeiten zusammengezählt Werdeno

Würde jedes Beschäftigungsverhältnis für sich beurteilt wer—=

den? so würde der Zweck der Krankenversicherung5 die im Ar—

beitsleben stehenden Personen gegen das Risiko der Erkran»

kung zu schützen; nicht erreicht werdenn Unter Berücksichtie

gung des bei dem Kläger und bei erhaltenen

Lohnes einschließlich der Sachbezüge ergebe sich für die Zeit

vom 1„ Juli l956 bis zum 29„ Juli l957 ein monatliches Ein—

kommen von 95,«— %; dieses überschreite die Grenze des 5 168

Abs° 2 RVO„ Wenn die Beigeladene während des Urlaubs des Klum

gcrs vom 13c Juli bis zum lo° August 1956 und vom in Juni

bis zum 5c Juli 1957 diesen Verdienst nicht erreicht habei

so rechtfertige dies nichts für diese Zeit Versicherungsfreiw
heit anzunehmen„ weil das Beschäftigungsverhältnis mit dem

Kläger nicht unterbrochen gewesen sei„ Die beigeladene Frau

F„ sei daher vom l„ Juli 1956 bis zum 290 Juli 1957 versi—

cherungspflichtig in der Krankenversicherung gewesen„

In der Rentenversicherung der Arbeiter habe sich die Versiche—

rungsfreiheit vor dem lo März l957 gemäß @ 1226 Abs° l EVO aF

nach den Vorschriften der Krankenversicherung gerichtet; so
daß die Versicherungsfreiheit in der Krankenversicherung nach

% 168 Abs„ 2 EVO gleichzeitig eine solche in der Invaliden—
versicherung zur Folge gehabt habeo Seit 10 März 1957 sei
5 1228 Abs° l Nro 5 RVO‘nF maßgebend; hiernach sei versiche=

rungsfrei$ wer berufsmäßig eine die Versicherungspflicht be»

i 5 _
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_ 5 „

gründende Beschäftigung oder Tätigkeit nicht ausübei eine solw

che aber als Nebenbeschäftigung übernehmeo Eine laufende oder

in regelmäßiger Wiederkehr ausgeübte Beschäftigung sei nach

% l228 Absn 2 Buchstg b RVO nl eine Nebenbeschäf tigung wenn

das dadurch erzielte Entgelt durchschnittlich im Monat 1/8

der für die Monatsbezüge geltenden Beitragsbemessungsgrenze

nicht überschreitet Im Jahre 1957 hehe die Beitragsbemessungsw

grenze 750,—— K betra ren; l/8 daavon seien 93 75 w„ Da die

Beigeladene bis zum 30„ Juni 1957 einen Monatsverdienst von

ins ;ees:—mt86 50 erzielt habe auch hier müßtendie game
komm n zusammengerec chnet werden -i sei sie vom lo ■ärz bis

zum 3o„ Juni 1957 versicherungsfrei in der Rentenvers ichee

rung ewesen‚ Vom l. Juli 1957 an habe sie einen VerdienstL

von QS‚—— % erzielt und von diesem Tage sei sie in der BGH“
.,Das LS hatC

:

tenversa chcrung vo*uicherungspflichtig gewesen„
die F.ev13ion zugelassen

Der Kläger hat ge°en ml 5 Urteil Revision eingelegt;L)

Er rhgtf ehlerhafte ‚nwendung des @ l68 Aber 2 EVO und trägt

vor; Eine Anwendung dieser Vorschrift setze das Vorliegen

einer Hauptbeschäftigung voraus: Bine gegenüber der Tätig-

keit bei dem Kläger als Hauptbeschäftigung zu bezeichnende

escniiti ung habe aber die Beigeladene nicht ausgeübt, Denn

die vom Juli l956 an zusätzlich ausgeübte Tätigkeit bei

habe die oeie eledene Frau FO nicht mehr in Anspruch

genommen als die Tätigkeit bei dem Klägerc Es bestehe kein

Anlaß„ solche Putzfrauen zu versichern? weil sie regelmäßig

durch ihre vollberufstätigen Ehemänner mitversichert seien„

Die Putzfraucntat15“e1t spiele nur eine unterg Hrdn te Rolle

und sei nicht ausschlaggebend für d.en Familie nunterhalt Putz”

frauen seien insoweit n11cht schutzbedurftigß

Zu Unrecht habe auch das LSG die Arbeitsentgelte aus beiden

Arbeitsverhältniss cen zusammeng erechnet0 Denn es gehe nur darum,7
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—6«—

ob die Tätigkeit bei dem Kläger versicherungspflichtig seig

Dabei dürfe es nicht auf andere Arbeitsverhältnisse abgem

stellt werden9 wie die Vorschrift des © 66 Abss 2 Satz 5

AVAVG
zeige? Dies müsse auch für die Krankenversicherung

gelteno Wenn das Gesetz eine Zusammenrechnung der verschie—

denen Einkommen im Auge gehabt habe? so hätte dies an irgend“

einer Stelle gesagt werden müssen: 7enn man aber überhaupt

das zweite Beschäftigungsverhältnis berücksichtigen wolle‚

so dürfe nur dieses zweite Beschäftigungsverhält1is als beim

tragspflichtig angesehen werden„ wenn das erste allein nicht

zu einer Versicherungspflicht geführt habeo

Der Kläger beantragt,

die Urteile des LSG Niedersachsen vom 24a März ;064

und des SG Oldenburg vom 60 März 1961 sowie die Bee
scheide der Beklagten vom 50 Oktober 1957 und l6oApril

1958 aufzuheben„

Die Beklagte beantragt?

die Revision zurückzuweisenc

Die beigeladene Landesversicherungsanstalt (LVA) Oldenburgm
Bremen beantragt5

die Revision zurückzuweiseno

Die beigeladene FrauF° ist im Revisionsverfahren nicht

vertretenc

II

Die Revision ist nicht begründet„

Zu entscheiden ist nur noch über die Versicherungspflicht

in der Krankenversicherung vom 10 Juli 1956 bis zum 290 Juli
195? und über die Versicherungspflicht in der Rentenversichew
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rung vom 1„ Juli 1956 bis zum 28„ Februar 1957 und vom l„Juli

1957 bis zum 29„ Juli 1957„ nachdem das LSG für die übrige

Zeit Versicherungsfreiheit angenommen und nur der Kläger Revi»

sion eingelegt hat,

Hz glich der
Versicherungsfroiheit

in der Krankenversioherung

ist @ 168 Abs. 2 RJO idF vom 17„ März 1945 (BGBl I 41) maßm

bend„ Hiernach bleiben Dienstleistungen versicherungs freie

wenn sie von Personen„ die sonst berufsmäßig nicht als Gefolge

U
?

Ohaitsuitglieder tätig sind zwar laufend oder in regel—

mäßiger ‘üie0erkehr„ aber nur nebenher und gegen ein gerinm

ges nnnt;;elt eusgeiührt werden„ Bei der Prufung ob eine

1 (\ r, 0haftigung nebenher ausgeübt wird„ kommt es auf den

streiti1gen Zeitraum nicht aber auf die Zeit vorher an

vglc FGG 14; 29), Wie der Senat in diesem Urteil weiter\

ausgesprochen hat‚ liegt eine nebenher verrichtete Tätig—

keit dann vor, wenn dem Dienstleistenden für eine andere

berufliche Tft tig} zeit noch ausreichend Zeit bleibtc wie es
bei einer 1ati l:eit bis zu 20 Stunden wöchentlich in der{"

L;

lege el zutreii en wird° Da dieser Zeitraum von der beigelaw

de 1en Frau ?; nion1ls überschritten wurde; ist die ZCiüliChe

V ranrssetzung für eine Ve sicherung sfreiheit in der Kranw
}; .nversicherung erfüllto Das Gesetz verlangt aber weiter;

Q
:

(h18 die Tätigkeit gegen ein geringes Entgelt ausgeübt wirdo

}.
..1

-) ‚’3 Entgelt gilt nach der hier maßgebenden alten Fassung

5 168 Abs„ 2 RVO als geringfügig, wenn es durchschnitte
ch 15,11 M in der Woche (659 ——Him läonat} nicht uber»

steigt ein höheres Entgelt aber0 wenn es durchschnittlich

Q
.:

(‚Q

ri

€

3.1

1,5 des Gesamtoinkommens nic ht überschreitet In der für

die Krankenversicherung streitigen Zeit vom 10 Juli 1956

bis zum 290 Juli 1957 betrug das vom Kläger gezahlte Arbeits—

entgelt einschließlich Sachleistungen der beigeladenen Frau

Fe monatlich etwa 50;—- %? also weniger als 655—- % monat—

lich; wie es % 168 Abs„ 2 RVG verlangt° Versicherungspflicht

- 8 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 i

ist aber trotzdem begründet9 weil das bei dem Bauunternehmer

verdiente Entgelt von etwa 36550 % monatlich

dem bei dem Kläger erzielten hinzugerechnet werden muß0 Zwar

besagt @ 168 Abs„ 2 RVO darüber nichtso Die von dem Revim

sionskläger angeführte Vorschrift des 5 66 Abso 2 Satz 3
.AVAQ0 wonach bei der Frage der Versicherungspflicht mehrere

geringfügige Beschäftigungen nicht zusammengerechnet werden

dürfen; gilt schon ihrem Wortlaut nach nur für die Arbeiten

losenversicherung0 Anlaß für diese gesetzliche Regelung war

die Erwägung? daß Personen; die mehrere geringfügige Beschäf=

tigungen nebeneinander ausüben27 nicht durch Zusammenrechnung

ihrer Einkünfte für einzelne ihrer Beschäftigungsverhälte

nisse den Schutz der Arbeitslosenversicherung sollen erlanm

gen können“ Ihre Arbeitslosigkeit wäre auch nur sehr schwer

feststellbar. vor allem ist es zweifelhaftg ob sie der Ar—
beitsvcrmittlung im Sinne des @ 75 AVAVG zur Verfügung ste»

hen wenn sie in einem Beschäftigungsverhältnis„ nicht aber
in allen arbeitslos werdeno Außerdem müßte bei Wegfall nur
einer Beschäftigung das Einkommen aus den anderen Beschäf«

tigungen im Rahmen des 5 95 AVAVG auf ein etwa zu gewähren—

des Arbeitslosengeld angerechnet werden„ In der Praxis würde

dies nicht selten darauf hinauslaufen9 daß diese Personen?

wenn man sie als beitragspflichtig ansehen wollte‚ oft Beiw

träge zahlen müßtengohne bei Verlust einer Arbeitsstelle
in den vollen Genuß von Versicherungsleistungen kommen zu
könneno Daher erscheint ein Ausschluß aus der Arbeitslosene

versicherung gerechtfertigt>

Alle diese Erwägungen gelten jedoch nicht in der Krankenverm

sicherungc Hier kann beim Auftreten einer mit Arbeitsunfähig„

keit verbundenen Erkrankung in der Regel überhaupt keine Ar—=

beit mehr ausgeführt werdenn es fallen also die Einkünfte aus
den mehreren Arbeitsverhältnissen gleichzeitig fort und es
besteht ein Bedürfnis nach Versicherungs$chutz? sofern die

_‚9„1
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„.9.„

Arbeitsentgelte zusammen die im Gesetz bestimmte Grenze

überschreiteno Diese Arbeitnehmer$ die mehrere geringfügige

Beschäftigungen ausüben„ aber im Endergebnis doch mehr als

geringfügig tätig sind9 dürfen im Endergebnis nicht anders

behandelt werden„ als wenn sie nur für einen Arbeitgeber

tätig waren Dies ent„pricht auch den Grundgedanken der

GE 25l8 vom l83 Januar l9l ;AN i9l92 So 289}c Danach ist

d e Tcrsicncruno pil icht und die Versicherungsberechtigungi

eir er Pers en. die gleichzeitig bei verschiedenen Arbeit—

"n
J

C
Qebern beschäftigt ist‚ nicht getrennt für jedes einzelne

OSChifLI&UQ‘SVGIDÜltn185 sondern einheitlich nach dem

Ü

er Olten j hrlichen Gesamteinkommen zu beurteilena Dieser

■uiiassung hat sich der Senat auch bei Beurteilung der

Versicher1ngspilicht eines „ifeotcliten„ der als Angestell—

ter bci mehreren Arbeitfebern beschäftigt ist„ in BSG i7„
168 :ang @3Chlossen Man 1nuf5 deher unter Berücksichtigung

des Schutzgedankens der Krankenvcrsicherung zu dem Ergebnis

kommen7 daß bei der Frage„ ob eine geringfügige und daher

Versicherungsfreie Hebenbeschäftigung vorliegt; die Ein—

nahmen aller Lebenbesc hiiitig ungen zusammenzuzéihlen sindi
„€ 66 Abs„ 2 Satz ) AVAVG ist daher nicht entsprechend an_

d

ei Annahme deV“f‘LChLTJH"SPf11Cht infolge Zusammenrech«

nung der Entgelte aus mehreren Nebenbeschäftigungen ent_

t hen auch keine Schwierigkeiten für die Beitragserhebungg

Hier wäre @ 396>KVO zumindest entsprechend anwendbar

Hiernach haften die Arbeitgeber als Gesamtschuldner fur die

vollen Beiträgep wenn der Versicherte gleichzeitig in menm
reren versicherungspiiichtigen Arbeitsverhältnis seen steht

und auf Antrag eines Arbeitgebers verteilt das Vers i.eherung8-

amt die Beiträgeq Jedenfalls kamiman eine Beitragspi‘licht

nicht _ wie der Kläger meint % in dem Sinne annehmen, daß

nur dasjsnige Besehäftigungsv€rhältnis versicherun■vpiiicnm

tig wird$ das zur Überschreitung der in @ 168 RVG genannten

.—]_0 _‚
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„ 10 m

Grenze führt (ebenso Peters, Handbuch der Krankenversicherung

@ 168, Anmi Nro 9 dp S„ 17/132/8; Gölkel, BKC 1956‚ Sp° 385;

Benner‚ BKK 1957‚ So 225; Wege zur Sozialversicherung‚l955„

So Bol)o '

Weil somit das gesamte Arbeitsentgelt der beigeladenen Frau

F° seit dem 10 Juli 1956 die Grenze von 65;—- m im Monat

überschritten hatS besteht von diesem Tage an bis zum Ende

des Beschdftigungsverhältnisses (29c Juli 1957) Versiche—

rungspflicht in der Krankenversicherungc Dabei sind die Zei—

teni in denen die Beigeladene während des Urlaubs des Klä—

gers ein geringeres Entgelt erzielt hatö mit ihrem Entgelt

in die Berechnung einzubeziehen9 und zwar in der Form; daß

das Einkommen des Jahres vorausschauend ermittelt wird;

11 Monate die übliche Vergütung und 1 Monat die geringere

während des Urlaubs des Klägersc Auf diese Weise wird aber

der Betrag von monatlich 659——m überschritten?

In der Arbeiterrentenversicherung waren bis zum 281 Februar

1957 nach 5 1226 Absa 1 Nr; 1 RVO aF die Vorschriften der
Krankenversicherung maßgebend? also auch @ 168 Abs? 2 RVG;

Es bestand daher für die Zeit vom 1„ Juli 1956 bis zum

28„ Februar 1957 Versicherungspflicht„

Vom 10 März 1957 an gilt 5 1228 Absc l Nrc 5 EVO iod„F„ des
1Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNGF„

Hiernach ist versicherungsfrei„ wer berufsmäßig eine die Ver“

sicherungspflicht begründende BeSchäftigung oder Tätigkeit

nicht ausübts eine solche aber als Nebenbeschäftigung oder
Nebentätigkeit übernimmt° Dabei liegt nach Abs‚ 2 Buchste b

eine Nebenbeschäftigung und Nebentätigkeit vor9 wenn die Be—

schäftigung oder Tätigkeit zwar laufend oder in regelmäßiger

Wiederkehr ausgeübt wird; aber nur ein Entgelt oder arbeit8m

einkommen gezahlt wird? das durchschnittlich im Monat 1/8

der für Monatsbezüge geltenden Beitragsbemessungsgrenze oder

„ 11 _
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bei höherem Entgelt oder Arbeitseinkommen 1/5 des Gesamtein=

kommens nicht überschreitet„ Für 1957 betrug die Beitrags=
bemessungsgrénze für das Monatsarbeitsentgelt 7509»— n

(Arte 2 © 45 Abso 2 Buchstü b Arvue)? 1/8 davon 93„75 n„
Bei einem Monatsverdienst von 86550 W; wie ihn das LSG
festgestellt hat, war somit bis zum Boa Juni 1957 Versi—

eherungsfrciheit gegebeno Vom lg Juli l957 an bestand eben—

falls Ve sicherungsfreiheitD weil trotz eines Einkommens

von 95 «m m im Monat unter Berücksichtigung des geringeren

Entgelte während der Urlaubszeiten des Klägers die genann—
te Grenze im Durchschnitt nicht überschritten wurdec

Wie Eevision des Klägers muß daher wie geschehen zurück—

gewiesen werdenc

Die Kostenentscheidung ergeht nach 5 193 des Sozialgerichts*

gesetzesc
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